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Recht

Solange diese Situation fortbesteht, schafft sie einen tatsächli-
chen Bedarf nach geschäftsmäßigen Angeboten der Suizidhilfe. 
Eine Pflicht zur Inanspruchnahme palliativmedizinischer Behand-
lung besteht nicht. Die Entscheidung für die Beendigung des  
eigenen Lebens umfasst zugleich die Entscheidung gegen beste-
hende Alternativen und ist auch insoweit als Akt autonomer 
Selbstbestimmung zu akzeptieren.“ 

4. Suizidhilfe durch staatliche Regelung?

§ 217 StGB ist wegen der festgestellten Verfassungsverstöße 
nichtig. Daraus folgt jedoch nicht, dass der Gesetzgeber die 
 Suizidhilfe nicht regulieren darf. Eine solche Regelung muss sich 
aber an der Vorstellung vom Menschen als einem geistig-sittli-
chen Wesen ausrichten, das darauf angelegt ist, sich in Freiheit 
selbst zu bestimmen und zu entfalten. Das Recht auf Selbsttö-
tung verbietet es aber, die Zulässigkeit einer Hilfe zur Selbsttö-
tung von Kriterien wie etwa dem Vorliegen einer unheilbaren 
Krankheit abhängig zu machen. Dennoch können je nach  
Lebenssituation unterschiedliche Anforderungen an den Nach-
weis der Ernsthaftigkeit und Dauerhaftigkeit eines Selbsttö-
tungswillens gestellt werden. 
Allerdings muss dem Recht des Einzelnen, aufgrund freier Ent-
scheidung mit Unterstützung Dritter aus dem Leben zu schei-
den, auch faktisch hinreichender Raum zur Entfaltung und Um-
setzung belassen werden. Das erfordere – so das Gericht – nicht 
nur eine konsistente Ausgestaltung des Berufsrechts der Ärzte 
und der Apotheker, sondern möglicherweise auch Anpassungen 
des Betäubungsmittelrechts. Dies schließe nicht aus, die im Be-
reich des Arzneimittel- und des Betäubungsmittelrechts veran-

kerten Elemente des Verbraucher- und des Missbrauchsschutzes 
aufrechtzuerhalten und in ein Schutzkonzept zur Suizidhilfe ein-
zubinden.

Fazit

 Das allgemeine Persönlichkeitsrecht in Art. 2 Abs. 1 in Verbin-
dung mit Art. 1 Abs. 1 GG umfasst ein Recht auf selbstbestimm-
tes Sterben. Dieses Recht schließt die Freiheit ein, sich das Leben 
zu nehmen und hierbei auf die freiwillige Hilfe Dritter zurückzu-
greifen. Die in Wahrnehmung dieses Rechts getroffene Entschei-
dung des Einzelnen, seinem Leben entsprechend seinem Ver-
ständnis von Lebensqualität und Sinnhaftigkeit der eigenen Exis-
tenz ein Ende zu setzen, ist im Ausgangspunkt als Akt autonomer 
Selbstbestimmung von Staat und Gesellschaft zu respektieren. 
Die Freiheit, sich das Leben zu nehmen, umfasst auch die Frei-
heit, hierfür bei Dritten Hilfe zu suchen und Hilfe, soweit sie  
angeboten wird, in Anspruch zu nehmen. Die Zulässigkeit der 
Hilfe zur Selbsttötung darf dabei nicht von Kriterien, wie etwa 
dem Vorliegen einer unheilbaren Krankheit, abhängig gemacht 
werden. Ärztinnen und Ärzte sind jedoch nicht verpflichtet, die 
Hilfe zum assistierten Suizid zu leisten. 

Dr. jur. Thomas K. Heinz
Rechtsanwalt,
Fachanwalt für Medizinrecht
E-Mail: dr.tkheinz@freenet.de
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[1] BVerfG, Urteile je vom 26.02.2020, Az. 2 BvR 2347/15; 2 BvR 2527/16; 2 BvR 2354/16; 2 BvR 1593/16; 2 BvR 1261/16; 2 BvR 651/16

[2] § 217 StGB (Verbot der geschäftsmäßigen Förderung der Selbsttötung) bedroht denjenigen mit Strafe, der in der Absicht, die Selbsttötung eines anderen zu fördern, diesem 

hierzu geschäftsmäßig Gelegenheit gewährt, verschafft oder vermittelt. 

[3] Art. 2 Abs. 1 GG: Jeder hat das Recht auf die freie Entfaltung seiner Persönlichkeit, soweit er nicht die Rechte anderer verletzt und nicht gegen die verfassungsmäßige Ord-

nung oder das Sittengesetz verstößt. Art. 1 Abs. 1 GG: Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und zu schützen ist Verpflichtung aller staatlichen Gewalt.

Kommentar

Das Urteil des Bundesverfassungsgerichtes zum § 217 
StGB erschüttert das humanistische Menschenbild

Der 2. Senat des Bundesverfassungsge-
richtes hat am 26. Februar 2020 das Ver-
bot der geschäftsmäßigen Förderung der 
Selbsttötung für verfassungswidrig er-
klärt. Er hat festgestellt, dass das allge-
meine Persönlichkeitsrecht auch ein 
Recht auf selbstbestimmtes Sterben um-
fasst und die Freiheit einschließt, sich das 
Leben zu nehmen und hierbei auf die frei-
willige Hilfe Dritter zurückzugreifen. 

Autonomie des Individuums

Das höchste Gericht betont die Autono-
mie des Individuums. „Die in Wahrneh-
mung dieses Rechts getroffene Entschei-
dung des Einzelnen, seinem Leben ent-
sprechend seinem Verständnis von Le-
bensqualität und Sinnhaftigkeit der eige-
nen Existenz ein Ende zu setzen, ist im 
Ausgangspunkt als Akt autonomer Selbst-

bestimmung von Staat und Gesellschaft 
zu respektieren.“ 
Dieses Urteil ist vor dem Hintergrund ent-
standen, dass mit technischen Möglich-
keiten immer stärker in den Sterbeprozess 
eingegriffen wird und die Angst vor dem 
Sterben zugenommen hat, weil es nicht 
mehr nur von der Natur, sondern ganz 
wesentlich auch von anderen Menschen, 
ihren Entscheidungen und Handlungen 
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mit Hilfe einer als unmenschlich erlebten 
Medizintechnik abhängt, ob und wie ge-
storben wird. Die Befürchtungen, am Le-
bensende von Maschinen abhängig zu 
sein, die das Leben künstlich und grausam 
verlängern, führt zu dem Wunsch, das 
Sterben genau festzulegen und seinen Ab-
lauf selbst in der Hand zu halten. Durch ei-
gene Hand zu sterben verbindet sich beim 
assistierten Suizid mit dem Wunsch,  
begleitet in vertrauter Umgebung zu 
 sterben. 

Ärztliche Musterberufsordnung 
verbietet bislang den ärztlich  
assistierten Suizid

Die ärztliche Musterberufsordnung der 
Bundesärztekammer, die in zehn der 17 
Landesärztekammern im Berufsrecht um-
gesetzt worden ist, verbietet bisher den 
ärztlich assistierten Suizid. Es heißt dort in 
§ 17: „Ärztinnen und Ärzte haben Ster-
benden unter Wahrung ihrer Würde und
unter Achtung ihres Willens beizustehen.
Es ist ihnen verboten, Patientinnen und
Patienten auf deren Verlangen zu töten.
Sie dürfen keine Hilfe zur Selbsttötung
leisten.“ Dieses Verbot war einer der
Gründe für sogenannte Sterbehilfevereine
das jetzt gefällte Urteil zu erwirken. Mehr
noch, das Bundesverfassungsgericht for-
mulierte die Einschätzung, dass solange
Ärzte sich der Suizidassistenz verweiger-
ten, ein tatsächlicher „Bedarf nach ge-
schäftsmäßigen Angeboten der Suizidhil-
fe“ bestehe.
Das Bundesverfassungsgericht lässt es
dem Gesetzgeber offen, die Suizidhilfe zu
regulieren, wenn er sich „an der Vorstel-
lung vom Menschen als einem geistig-sitt-
lichen Wesen ausrichtet, das darauf ange-
legt ist, sich in Freiheit selbst zu bestim-
men und selbst zu entfalten...“. Die Mög-
lichkeiten der Regulierung „reichen von
prozeduralen Sicherungsmaßnahmen, et-

wa gesetzlich fest-
geschriebenen Auf-
klärungs- und War-
tepflichten, über 
Erlaubnisvorbehal-
te, die die Zuverläs-
sigkeit von Suizid-
hilfeangeboten si-
chern, bis zu Ver-
boten besonders 

gefahrträchtiger Erscheinungsformen der 
Suizidhilfe (…). Das Recht auf Selbsttö-
tung verbietet es aber, die Zulässigkeit ei-
ner Hilfe zur Selbsttötung materiellen Kri-
terien zu unterwerfen, sie etwa vom Vor-
liegen einer unheilbaren Krankheit abhän-
gig zu machen. Dennoch können je nach 
Lebenssituation unterschiedliche Anfor-
derungen an den Nachweis der Ernsthaf-
tigkeit und Dauerhaftigkeit eines Selbst-
tötungswillens gestellt werden.“
 Vorgeschlagen wird, das Berufsrecht der 
Ärzte und Apotheker zu ändern und An-
passungen im Betäubungsmittelrecht vor-
zunehmen, nach dem derzeit der Off-La-
bel-Use (zum Beispiel zum Mittel des Sui-
zids) bestimmter Betäubungsmittel stren-
gen Kriterien unterworfen ist. Hier wird 
allerdings auch die Möglichkeit aufge-
zeigt, „die im Bereich des Arzneimittel- 
und des Betäubungsmittelrechts veran-
kerten Elemente des Verbraucher- und 
Missbrauchsschutzes aufrecht zu erhalten 
und in ein Schutzkonzept Suizidhilfe ein-
zubringen“. 

Schwäche wird immer weniger  
toleriert

Der Eindruck des von einem autonomen 
Menschen Machbaren, und dazu gehört 
die Suizidhandlung, hat die Wahrneh-
mung der Begrenztheit menschlicher 
Möglichkeiten, letztlich die Begrenztheit 
des Lebens und damit die zentrale Bedeu-
tung der Sterblichkeit als hinzunehmende 
Tatsache des Lebens verdrängt. Die Ver-
wurzelung des Menschen in und seine Ab-
hängigkeit von zwischenmenschlichen 
Beziehungen, denen er letztlich seine 
Existenz verdankt, seine Bindungen und 
seine Gebundenheit und auch das Leben 
in Beziehungen als Kennzeichen menschli-
chen Daseins treten in den Hintergrund. 
Die Leugnung der Bindungserfahrung 
durchdringt immer mehr Lebensbereiche. 

Schwäche und Hilfsbedürftigkeit sowie 
das Angewiesensein auf andere Menschen 
wird immer weniger toleriert. 
Die Metapher „an Schläuchen zu hängen“, 
mit der beschrieben wird, dass Menschen 
von der Zufuhr von außen abhängig sind, 
wird zum stilisierten Horrorszenario. Das 
Skandalon des Menschen, äußerst hilflos 
geboren zu werden und oftmals bedürftig 
und in Abhängigkeit von anderen Men-
schen sterben zu müssen, scheint nicht 
mehr tolerabel. Diese Entwicklung wird 
als Ausdruck gesellschaftlichen Fort-
schritts erlebt. 
Die Möglichkeit des Menschen, sich selbst 
das Leben zu nehmen, wird hingegen als 
Ausdruck von Freiheit und Würde inter-
pretiert, auch wenn ein Suizident sich ge-
gen das in jedem Lebewesen biologisch 
tief verankerte Prinzip der Lebenserhal-
tung richtet. Er tötet seinen Körper und 
damit die Grundlage jeder Entscheidungs-
möglichkeit und schließt jede weitere Ent-
scheidung endgültig aus. Ambivalenz, das 
heißt zwischen Lebenserhaltungswün-
schen und Todeswünschen zu stehen, 
wird als unzumutbar, ja als fragwürdig ab-
gelehnt. 
Tatsächlich hat sich der Einzelne in der 
westlichen Welt im Rahmen immer weiter 
fortschreitender Individualisierung in den 
vergangenen Jahrzehnten von vielen her-
kömmlichen gesellschaftlichen Zwängen 
und Normen, insbesondere von denen, die 
das familiäre Umfeld früher vorgab, be-
freien können. Die Überwindung von Ab-
hängigkeit und die Entwicklung zur 
Selbstständigkeit gelten als allgemein gül-
tige Entwicklungsziele eines jeden Indivi-
duums. Die Auflösung von Bindungen, die 
als einengend empfunden werden, wird 
als Befreiung gewertet. Diese Entwicklung 
kommt zum Ausdruck bei individuell  
zu entscheidenden Fragen der sexuellen  
Orientierung, der sexuellen Identität, der  
Berufswahl, der Religion, der Form zwi-
schenmenschlichen Zusammenlebens – 
und eben auch bei der Gestaltung des  
unausweichlichen eigenen Todes. 
Zwischenmenschliche Solidarität auf der 
Basis der für den Menschen charakteristi-
schen Fähigkeit, sich in den anderen ein-
fühlen zu können und dabei doch ge-
trennt und verschieden vom Anderen zu 
sein, verliert als ethischer Wert zuneh-
mend an Bedeutung. Das Angewiesensein 

Suizidprophylaxe – Helfen statt Fallenlassen.
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auf den Anderen wird reflexhaft mit hilflo-
ser Abhängigkeit assoziiert. Fundamenta-
le Dimensionen menschlichen Daseins 
werden damit verleugnet, das menschli-
che Beziehungs- und Bindungsbedürfnis 
entwertet. 
Der Mensch ist aber von Anfang an ein so-
ziales Wesen und bleibt es lebenslang, ein-
gebettet in Beziehungen, ohne die er 
nicht existenzfähig ist. So ist jede indivi-
duelle Freiheit von der sicherheitsspen-
denden Stütze anderer Subjekte abhän-
gig. Jeder Suizid betrifft die Mitmenschen 
in ganz besonderer Weise. Dem Naheste-
henden vermittelt er, dass es kein Zurück 
gibt. In den Hinterbliebenen werden oft 
Schuldgefühle ausgelöst. Suizide wirken in 
Familien häufig über Generationen. 
Die Abhängigkeit des Einzelnen von sei-
nen Mitmenschen wird entgegen dem 
ersten Augenschein aber tatsächlich im-
mer größer. Abläufe technischer, sozialer, 
ökonomischer und finanzpolitischer Na-
tur, die unser Leben bestimmen, sind für 
den Einzelnen heute immer weniger 
durchschaubar, immer weniger nachvoll-
ziehbar und immer weniger mitbestimm-
bar. Welche Informationen uns für unsere 
Entscheidungen zur Verfügung gestellt 
werden, bestimmen die Algorithmen von 
Google. Wir müssen den Menschen immer 
mehr vertrauen, die hinter den Funktions-
abläufen stehen, ohne sie zu kennen oder 
kontrollieren zu können. 
Die ständige mediale Verbindung zu 
 jedem, jederzeit und überall stellt die un-
abhängige Selbstständigkeit des Einzel-
nen infrage. Die Fähigkeit, allein zu sein 
und Entscheidungen zu treffen, nimmt 
damit ab. Wie eine Verschiebung auf ein 
unbelebtes Medium kann dann die dau-
ernde Verbundenheit mit Hilfe digitaler 
Netzwerke als Ausdruck eines menschli-
chen Bindungsbedürfnisses verstanden 
werden, das den idealisierten Autonomie-
bedürfnissen entgegenwirkt. Bei Krank-
heit und in Notlagen werden diese regres-
siven Wünsche wieder besonders evident. 
Kranke, die sich schwach fühlen, suchen 
tröstenden Schutz – meist in einer halten-
den menschlichen Beziehung. 
In der Begegnung mit Suizidenten kann 
man erleben, in welch großer seelischer 
Not und Verzweiflung sie sich befinden. 
Diese Zustände können oftmals gerade 
nicht als frei bezeichnet werden. Suizidali-

tät ist der Ausdruck einer psychischen Kri-
se, in der der Mensch über sich selbst, das 
eigene Leben und seine Perspektiven ver-
zweifelt ist und seine Situation als ausweg-
los erlebt. Je bedrängender dieser Zustand 
ist, umso eingeengter ist sein Denken. Die 
Gefühle suizidaler Menschen sind be-
stimmt von Hoffnungslosigkeit, Hilflosig-
keit, Ausweglosigkeit, Sinnlosigkeit, 
Scham, Schuld, Ärger und Wut. 
Entscheidend für den letzten Schritt in 
den Suizid oder zum Suizidversuch vieler 
Menschen ist meist eine tiefe Verletzung 
des Selbstwertgefühls, die für die Betrof-
fenen von besonders schwerwiegender 
Bedeutung war. 
Jede Suizidentscheidung ist immer auch 
eine Entscheidung gegen diese Art zu le-
ben. Eine therapeutische Aufgabe besteht 
darum nicht darin, den Suizidalen unter 
 allen Umständen daran zu hindern, sei-
nem Leben selbst ein Ende zu setzen, son-
dern ihm vielleicht zu helfen, „die Funda-
mentalkondition der Einsamkeit“, wie Jean 
Améry es nannte, zu ertragen, oder „die 
Fähigkeit allein zu sein“ zu erwerben und 
mit ihr in Beziehung zu anderen treten zu 
können, wie es der englische Psychoanaly-
tiker Donald Winnicott formulierte. Die 
Assistenten eines Suizidenten bewerten, 
wenn sie tätig werden, dessen Leben als 
nicht mehr lebenswürdig; anderenfalls 
würden sie versuchen dazu beizutragen, 
es erträglich zu gestalten. Damit verlassen 
sie die Position des „Anderen“, stimmen 
dem Suizidalen nicht nur im Fühlen und 
Denken, sondern auch im Handeln zu und 
entziehen ihm damit die Beziehungser-
fahrung des zugewandten und doch nicht 
identischen Gegenübers. Sie signalisieren 
dem Suizidenten, dass sie auch ohne ihn 
weiterleben werden. 
Menschen, die sich selbst das Leben neh-
men, sehnen sich nach Ruhe und Frieden. 
Ruhe und Frieden sind Erfahrungen aus 
dem Leben, mit denen die durch Abschied 
oder Kränkung ausgelösten Gefühle der 
Hilflosigkeit und Verzweiflung aufgeho-
ben werden sollen. Oft möchten Sie auch 
anderen nicht mehr zur Last fallen und 
fühlen sich indirekt von Angehörigen zu 
diesem Schritt veranlasst. 
In der überwiegenden Mehrzahl der Fälle 
werden vollendete Suizide von psychisch 
erkrankten Menschen begangen. Werden 
ihnen mit dem Verweis auf die scheinbar 

freie Entscheidung eines autonomen Indi-
viduums mögliche Hilfen vorenthalten, ist 
das ein Zeichen falsch verstandener 
Selbstbestimmung und fehlender mit-
menschlicher Solidarität. Die ganz einsei-
tige Sicht und Betonung der Autonomie 
des Individuums, die das Bundesverfas-
sungsgericht geleitet hat, verschleiert die 
existenzielle Abhängigkeit des Einzelnen 
von psychischen Bedürfnissen, von den 
Gesetzen der Natur und von denen des 
Marktes. Die generelle Freigabe der ge-
schäftsmäßigen Beihilfe zur Selbsttötung 
macht den Suizid zu einer käuflich zu er-
werbenden Ware, auf die jeder ein Recht 
hat. Konsequent weitergedacht, müsste 
jedes autonome Individuum auch das 
Recht haben, die Amputation eines gesun-
den Beines erwerben zu können, und die 
Möglichkeit dazu müsste ihm eröffnet 
werden.
 Es ist zu hoffen, dass die jetzt zu erwar-
tende Diskussion der vom Bundesverfas-
sungsgericht aufgezeigten Regelungs-
möglichkeiten, die sich auch auf die ärztli-
che Berufsordnung auswirken wird, einem 
Menschenbild folgen, das neben der Auto-
nomie des Individuums das menschliche 
Miteinander als Grundlage seiner Existenz 
und die psychischen Notlagen der aller-
meisten Suizidenten würdigt. 
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